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G e g e n ü b e r s t e l l u n g 

 
Gesetzentwurf der Landesregierung 

 
 Beschlüsse des Ausschusses 

Gesetz zur Änderung des Online-Casino-
spiel Gesetzes NRW 

 

 Gesetz zur Änderung des Online-Casino-
spiel Gesetzes NRW 

 
Artikel 1 

 
Das Online-Casinospiel Gesetz NRW vom 
23. Februar 2022 (GV. NRW S. 258) wird wie 
folgt geändert: 
 

 Artikel 1 
 
Das Online-Casinospiel Gesetz NRW vom 
23. Februar 2022 (GV. NRW S. 258) wird wie 
folgt geändert: 
 

1. § 3 wird wie folgt geändert: 
 
a) In Absatz 1 Satz 3 wird die Angabe 

„Allgemeinen Verwaltungsgebüh-
renordnung vom 3. Juli 2001 
(GV. NRW. S. 262)“ durch die An-
gabe „Allgemeinen Verwaltungsge-
bührenordnung NRW vom 8. Au-
gust 2023 (GV. NRW. S. 490)“ er-
setzt. 

 
b) Absatz 5 Satz 1 wird wie folgt geän-

dert: 
 

aa) In Nummer 9 wird die Angabe 
„und“ durch ein Komma ersetzt. 

 
bb) In Nummer 10 wird der Punkt 

am Ende durch die Angabe 
„und“ ersetzt. 

 
cc) Folgende Nummer 11 wird an-

gefügt: 
 

„11. das Personal, das für die 
Umsetzung und Nutzung 
der Konzession beschäftigt 
wird, die erforderliche Zu-
verlässigkeit besitzt.“ 

 

 1.   -  u n v e r ä n d e r t  -  
 

2. § 5 wird wie folgt geändert: 
 

a) Absatz 2 Satz 4 wird wie folgt ge-
fasst:  

 
„Die Anforderungen an die Verfah-
ren für die Einhaltung des Geltungs-
bereichs nach Absatz 1 und den 
Nachweis des Wohnsitzes oder des 

 2.   -  u n v e r ä n d e r t  -  
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gewöhnlichen Aufenthalts regelt die 
Rechtsverordnung gemäß § 37 Ab-
satz 2 Nummer 11.“ 
 

b) Absatz 3 wird wie folgt gefasst: 
 

„(3) Abweichend von Absatz 2 kön-
nen auf Antrag der Konzessionsin-
haberin oder des Konzessionsinha-
bers andere Verfahren zur Einhal-
tung des Geltungsbereichs der Kon-
zession erlaubt werden. Vorausset-
zung dafür ist, dass sichergestellt 
ist, dass diese Verfahren mindes-
tens in gleichem Maße wie die in 
Absatz 2 genannten und in der 
Rechtsverordnung gemäß § 37 Ab-
satz 2 Nummer 11 näher geregelten 
Verfahren geeignet sind, die Be-
grenzung der Konzessionen auf das 
Hoheitsgebiet des Landes Nord-
rhein-Westfalen nach § 22c Ab-
satz 1 des Glücksspielstaatsver-
trags 2021 zu wahren. Weiterhin 
muss sichergestellt sein, dass diese 
Verfahren von der Aufsichtsbe-
hörde mit zumutbarem Aufwand 
überwacht werden können. Die Ein-
zelheiten können in der Rechtsver-
ordnung gemäß § 37 Absatz 2 Num-
mer 11 geregelt werden.“ 

 
3. § 9 wird wie folgt geändert: 
 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 
 

aa) In Satz 1 werden nach der An-
gabe „Antrag“ die Angabe „und 
nach Prüfung“ eingefügt. 

 
bb) Nach Satz 1 werden die folgen-

den Sätze eingefügt: „Die Kos-
ten für die Prüfung sind von der 
Konzessionsinhaberin oder 
dem Konzessionsinhaber zu 
tragen. Die Prüfung kann auch 
durch eine von der Konzessi-
onsbehörde beauftragte unab-
hängige externe Prüforganisa-
tion erfolgen.“ 

 

 3.   -  u n v e r ä n d e r t  -  
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b) In Absatz 2 Satz 2 wird nach der An-
gabe „unabhängigen“ die Angabe 
„externen“ eingefügt. 

 
4. Dem § 15 wird folgender Absatz 7 ange-

fügt: 
 

„(7) Befugnisse des für die Glücks-
spielaufsicht zuständigen Ministeriums 
nach § 9 des Glücksspielstaatsvertrags 
und nach anderen Vorschriften bleiben 
unberührt.“ 

 

 4.   -  u n v e r ä n d e r t  -  
 

5. Nach § 15 wird folgender § 15a einge-
fügt: 

 
„§ 15a 

Zulassung von Dienstleisterinnen 
und Dienstleistern sowie Live-Über-
tragungen aus Räumlichkeiten von 

Dienstleisterinnen und Dienstleistern 
 

(1) Dienstleisterinnen und Dienstleister 
bieten den Konzessionsinhaberinnen 
und Konzessionsinhabern auf Grund-
lage eines privatrechtlichen Vertrages 
gewerblich geeignete Räumlichkeiten 
für die Durchführung und die Live-Über-
tragung von Bankhalterspielen an und 
stellen durch ihre Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter sicher, dass die von den Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeitern der Kon-
zessionsinhaberinnen und Konzessi-
onsinhaber angebotenen Bankhalter-
spiele in den vertraglich vereinbarten 
Zeiträumen in Echtzeit im Live-Stream 
übertragen werden. Sie sind weder Ver-
anstalterin oder Veranstalter noch Ver-
mittlerin oder Vermittler des öffentlichen 
Glücksspiels. Dienstleistungen nach 
Satz 1 dürfen nur mit einer Zulassung 
der Konzessionsbehörde nach diesem 
Gesetz erbracht werden. Die Zulassung 
darf nicht erteilt werden, wenn die Er-
bringung der Dienstleistung dem Ziel 
des § 1 Satz 1 Nummer 4 des Glücks-
spielstaatsvertrags 2021 zuwiderläuft. 
Die Regelungen des Glücksspielstaats-
vertrags 2021, dieses Gesetzes und der 
Rechtsverordnung sind auch auf die 
Dienstleisterinnen oder Dienstleister an-
zuwenden, soweit sie sich auf die Durch-
führung des Glücksspiels beziehen und 

 5. Nach § 15 wird folgender § 15a einge-
fügt: 

 
„§ 15a 

Zulassung von Dienstleisterinnen 
und Dienstleistern sowie Live-Über-
tragungen aus Räumlichkeiten von 

Dienstleisterinnen und Dienstleistern 
 

(1) Dienstleisterinnen und Dienstleister 
bieten den Konzessionsinhaberinnen 
und Konzessionsinhabern auf Grund-
lage eines privatrechtlichen Vertrages 
gewerblich geeignete Räumlichkeiten 
für die Durchführung und die Live-Über-
tragung von Bankhalterspielen an und 
stellen durch ihre Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter sicher, dass die von den Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeitern der Kon-
zessionsinhaberinnen und Konzessi-
onsinhaber angebotenen Bankhalter-
spiele in den vertraglich vereinbarten 
Zeiträumen in Echtzeit im Live-Stream 
übertragen werden. Sie sind weder Ver-
anstalterin oder Veranstalter noch Ver-
mittlerin oder Vermittler des öffentlichen 
Glücksspiels. Dienstleistungen nach 
Satz 1 dürfen nur mit einer Zulassung 
der Konzessionsbehörde nach diesem 
Gesetz erbracht werden. Die Zulassung 
darf nicht erteilt werden, wenn die Er-
bringung der Dienstleistung dem Ziel 
des § 1 Satz 1 Nummer 4 des Glücks-
spielstaatsvertrags 2021 zuwiderläuft. 
Die Regelungen des Glücksspielstaats-
vertrags 2021, dieses Gesetzes und der 
Rechtsverordnung sind auch auf die 
Dienstleisterinnen oder Dienstleister an-
zuwenden, soweit sie sich auf die Durch-
führung des Glücksspiels beziehen und 
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nach ihrem Inhalt übertragbar sind. Das 
für die Glücksspielaufsicht zuständige 
Ministerium regelt das Nähere zu den 
Anforderungen an den privatrechtlichen 
Vertrag mit der Konzessionsinhaberin 
oder dem Konzessionsinhaber durch 
Rechtsverordnung. 

 
(2) Die Zulassung zur Erbringung von 
Dienstleistungen nach Absatz 1 kann für 
einen Standort im Sinne des § 15 Absatz 
2 Satz 5 je Dienstleisterin oder Dienst-
leister erteilt werden, wenn 

 
1. die Antragstellerin oder der Antrag-

steller über die technischen, räumli-
chen und personellen Vorausset-
zungen für die Durchführung und 
Live-Übertragung von Bankhalter-
spielen verfügt, insbesondere der 
Standort zur ordnungsgemäßen 
Durchführung von Bankhalterspie-
len geeignet ist und eine ordnungs-
gemäße Aufsicht an diesem Stand-
ort sichergestellt werden kann,  

2. die Antragstellerin oder der Antrag-
steller leistungsfähig im Sinne des 
§ 4a Absatz 1 Nummer 2 Buchstabe 
a des Glücksspielstaatsvertrags 
2021 ist,  

3. die Einhaltung der Anforderungen 
an die IT-Sicherheit aus § 6f des 
Glücksspielstaatsvertrags 2021 si-
chergestellt ist,  

4. die Antragstellerin oder der Antrag-
steller, sofern sie oder er über kei-
nen Sitz im Inland verfügt, der Kon-
zessionsbehörde eine empfangs- 
und vertretungsbevollmächtigte 
Person im Inland benennt,  

5. die Inhaber- und Beteiligungsver-
hältnisse bei der Antragstellerin 
oder beim Antragsteller vollständig 
offengelegt sind und die Antragstel-
lerin oder der Antragsteller weder 
selbst noch durch verbundene Un-
ternehmen unerlaubtes Glücksspiel 
veranstaltet oder vermittelt,  

6. die Antragstellerin oder der Antrag-
steller nicht mit Veranstaltern und 
Vermittlern in geschäftlicher Bezie-
hung steht, die im Inland unerlaub-
tes Glücksspiel betreiben, sondern 

nach ihrem Inhalt übertragbar sind. Das 
für die Glücksspielaufsicht zuständige 
Ministerium regelt das Nähere zu den 
Anforderungen an den privatrechtlichen 
Vertrag mit der Konzessionsinhaberin 
oder dem Konzessionsinhaber durch 
Rechtsverordnung. 

 
(2) Die Zulassung zur Erbringung von 
Dienstleistungen nach Absatz 1 kann für 
einen Standort im Sinne des § 15 Absatz 
2 Satz 5 je Dienstleisterin oder Dienst-
leister erteilt werden, wenn 

 
1. die Antragstellerin oder der Antrag-

steller über die technischen, räumli-
chen und personellen Vorausset-
zungen für die Durchführung und 
Live-Übertragung von Bankhalter-
spielen verfügt, insbesondere der 
Standort zur ordnungsgemäßen 
Durchführung von Bankhalterspie-
len geeignet ist und eine ordnungs-
gemäße Aufsicht an diesem Stand-
ort sichergestellt werden kann,  

2. die Antragstellerin oder der Antrag-
steller leistungsfähig im Sinne des 
§ 4a Absatz 1 Nummer 2 Buchstabe 
a des Glücksspielstaatsvertrags 
2021 ist,  

3. die Einhaltung der Anforderungen 
an die IT-Sicherheit aus § 6f des 
Glücksspielstaatsvertrags 2021 si-
chergestellt ist,  

4. die Antragstellerin oder der Antrag-
steller, sofern sie oder er über kei-
nen Sitz im Inland verfügt, der Kon-
zessionsbehörde eine empfangs- 
und vertretungsbevollmächtigte 
Person im Inland benennt,  

5. die Inhaber- und Beteiligungsver-
hältnisse bei der Antragstellerin 
oder beim Antragsteller vollständig 
offengelegt sind und die Antragstel-
lerin oder der Antragsteller weder 
selbst noch durch verbundene Un-
ternehmen unerlaubtes Glücksspiel 
veranstaltet oder vermittelt,  

6. die Antragstellerin oder der Antrag-
steller nicht mit Veranstaltern und 
Vermittlern in geschäftlicher Bezie-
hung steht, die im Inland unerlaub-
tes Glücksspiel betreiben oder be-
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nur mit solchen, die auf der gemein-
samen amtlichen Liste nach § 9 Ab-
satz 8 des Glücksspielstaatsver-
trags 2021 (Whitelist) aufgeführt 
oder sonst erlaubt sind,  

 
7. die Antragstellerin oder der Antrag-

steller schriftlich erklärt, dass sie 
oder er nicht mit Veranstaltern oder 
Vermittlern zusammenarbeitet, in 
vertraglicher oder sonst geschäftli-
cher Beziehung steht, die im Aus-
land nach den dort jeweils gelten-
den Vorschriften unerlaubtes 
Glücksspiel betreiben und 

8. die Antragstellerin oder der Antrag-
steller und die von ihr oder ihm be-
auftragten verantwortlichen Perso-
nen im Sinne des § 4 Absatz 3 Satz 
3 die für die Dienstleistungserbrin-
gung erforderliche Zuverlässigkeit 
und Sachkunde besitzen und die 
Gewähr dafür bieten, dass die 
Durchführung und Live-Übertra-
gung ordnungsgemäß und für die 
Konzessionsinhaberin oder den 
Konzessionsinhaber sowie die Er-
laubnisbehörde nachvollziehbar 
durchgeführt wird; bei juristischen 
Personen und Personengesell-
schaften müssen alle vertretungs-
befugten Personen zuverlässig und 
sachkundig im Sinne der Rechts-
verordnung sein. 

 
(3) Das für die Glücksspielaufsicht zu-
ständige Ministerium regelt Näheres zu 
den Zulassungsvoraussetzungen und 
zum Zulassungsverfahren durch 
Rechtsverordnung, insbesondere zu 
den Anforderungen an die Sicherheit der 
Übertragung, das Personal sowie die 
Spieltische und Spielgeräte. Das bei der 
Dienstleisterin oder dem Dienstleister 
beschäftigte Personal darf nicht an dem 
Glücksspiel teilnehmen, das für die Kon-
zessionsinhaberin oder den Konzessi-
onsinhaber durchgeführt und übertragen 
wird. Spielenden dürfen durch die 
Dienstleisterin oder den Dienstleister 
und durch deren Beschäftigte keine Dar-
lehen gewährt werden (Kreditverbot).  

trieben haben, sondern nur mit sol-
chen, die auf der gemeinsamen 
amtlichen Liste nach § 9 Absatz 8 
des Glücksspielstaatsvertrags 
2021 (Whitelist) aufgeführt oder 
sonst erlaubt sind, 

7. die Antragstellerin oder der Antrag-
steller schriftlich erklärt, dass sie 
oder er nicht mit Veranstaltern oder 
Vermittlern zusammenarbeitet, in 
vertraglicher oder sonst geschäftli-
cher Beziehung steht, die im Aus-
land nach den dort jeweils gelten-
den Vorschriften unerlaubtes 
Glücksspiel betreiben und 

8. die Antragstellerin oder der Antrag-
steller und die von ihr oder ihm be-
auftragten verantwortlichen Perso-
nen im Sinne des § 4 Absatz 3 Satz 
3 die für die Dienstleistungserbrin-
gung erforderliche Zuverlässigkeit 
und Sachkunde besitzen und die 
Gewähr dafür bieten, dass die 
Durchführung und Live-Übertra-
gung ordnungsgemäß und für die 
Konzessionsinhaberin oder den 
Konzessionsinhaber sowie die Er-
laubnisbehörde nachvollziehbar 
durchgeführt wird; bei juristischen 
Personen und Personengesell-
schaften müssen alle vertretungs-
befugten Personen zuverlässig und 
sachkundig im Sinne der Rechts-
verordnung sein. 

 
(3) Das für die Glücksspielaufsicht zu-
ständige Ministerium regelt Näheres zu 
den Zulassungsvoraussetzungen und 
zum Zulassungsverfahren durch 
Rechtsverordnung, insbesondere zu 
den Anforderungen an die Sicherheit der 
Übertragung, das Personal sowie die 
Spieltische und Spielgeräte. Das bei der 
Dienstleisterin oder dem Dienstleister 
beschäftigte Personal darf nicht an dem 
Glücksspiel teilnehmen, das für die Kon-
zessionsinhaberin oder den Konzessi-
onsinhaber durchgeführt und übertragen 
wird. Spielenden dürfen durch die 
Dienstleisterin oder den Dienstleister 
und durch deren Beschäftigte keine Dar-
lehen gewährt werden (Kreditverbot).  
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(4) Die Konzessionsinhaberin oder der 
Konzessionsinhaber wird durch die Be-
auftragung einer zugelassenen Dienst-
leisterin oder eines zugelassenen 
Dienstleisters nicht von den Verpflich-
tungen und Anforderungen des Glücks-
spielstaatsvertrags 2021, dieses Geset-
zes oder der dazu erlassenen Rechts-
verordnung befreit. Die Pflichten der 
Veranstalterin oder des Veranstalters 
zur Sicherstellung des Spieler- und Ju-
gendschutzes können nicht auf die 
Dienstleisterin oder den Dienstleister 
übertragen werden. Insbesondere darf 
ausschließlich die Konzessionsinhabe-
rin oder der Konzessionsinhaber Kun-
dendaten erheben und speichern, Iden-
titäts- und Alterskontrollen durchführen, 
Spielkonten einrichten und verwalten, 
einschließlich der Ein- und Auszahlun-
gen, und Abgleiche im Sperrsystem 
durchführen. Der Dienstleisterin oder 
dem Dienstleister darf kein Zugriff auf 
personenbezogene Daten der Spielen-
den gewährt werden. Soweit dies tech-
nisch erforderlich ist, darf die Dienstleis-
terin oder der Dienstleister Zugriff auf die 
IP-Adresse der Spielenden und eine die-
sen eindeutig zugeteilte Kennung erhal-
ten. Die Konzessionsinhaberin oder der 
Konzessionsinhaber bleibt für die Um-
setzung des Sozialkonzepts verantwort-
lich und verpflichtet die Dienstleisterin 
oder den Dienstleister zur Mitwirkung 
durch deren oder dessen Personal, so-
weit dies erforderlich ist. Unbeschadet 
der Befugnisse der Konzessionsbe-
hörde nach § 9 Absatz 1 des Glücks-
spielstaatsvertrags 2021 auch gegen-
über der Dienstleisterin oder dem 
Dienstleister ist die Konzessionsinhabe-
rin oder der Konzessionsinhaber zur 
Kontrolle der Einhaltung der glücksspiel-
rechtlichen Anforderungen durch die 
von ihr beauftragte Dienstleisterin oder 
den beauftragten Dienstleister verpflich-
tet. 

 
(5) Dienstleisterinnen und Dienstleister 
dürfen Live-Übertragungen von Bank-
halterspielen im Auftrag der Konzessio-
närin oder des Konzessionärs nach 
§ 15 Absatz 1 durchführen. § 15 Ab-

(4) Die Konzessionsinhaberin oder der 
Konzessionsinhaber wird durch die Be-
auftragung einer zugelassenen Dienst-
leisterin oder eines zugelassenen 
Dienstleisters nicht von den Verpflich-
tungen und Anforderungen des Glücks-
spielstaatsvertrags 2021, dieses Geset-
zes oder der dazu erlassenen Rechts-
verordnung befreit. Die Pflichten der 
Veranstalterin oder des Veranstalters 
zur Sicherstellung des Spieler- und Ju-
gendschutzes können nicht auf die 
Dienstleisterin oder den Dienstleister 
übertragen werden. Insbesondere darf 
ausschließlich die Konzessionsinhabe-
rin oder der Konzessionsinhaber Kun-
dendaten erheben und speichern, Iden-
titäts- und Alterskontrollen durchführen, 
Spielkonten einrichten und verwalten, 
einschließlich der Ein- und Auszahlun-
gen, und Abgleiche im Sperrsystem 
durchführen. Der Dienstleisterin oder 
dem Dienstleister darf kein Zugriff auf 
personenbezogene Daten der Spielen-
den gewährt werden. Soweit dies tech-
nisch zwingend erforderlich ist, darf die 
Dienstleisterin oder der Dienstleister Zu-
griff auf die IP-Adresse der Spielenden 
und eine diesen eindeutig zugeteilte 
Kennung erhalten. Die Konzessionsin-
haberin oder der Konzessionsinhaber 
bleibt für die Umsetzung des Sozialkon-
zepts verantwortlich und verpflichtet die 
Dienstleisterin oder den Dienstleister zur 
Mitwirkung durch deren oder dessen 
Personal, soweit dies erforderlich ist. 
Unbeschadet der Befugnisse der Kon-
zessionsbehörde nach § 9 Absatz 1 des 
Glücksspielstaatsvertrags 2021 auch 
gegenüber der Dienstleisterin oder dem 
Dienstleister ist die Konzessionsinhabe-
rin oder der Konzessionsinhaber zur 
Kontrolle der Einhaltung der glücksspiel-
rechtlichen Anforderungen durch die 
von ihr beauftragte Dienstleisterin oder 
den beauftragten Dienstleister verpflich-
tet. 

 
(5) Dienstleisterinnen und Dienstleister 
dürfen Live-Übertragungen von Bank-
halterspielen im Auftrag der Konzessio-
närin oder des Konzessionärs nach 
§ 15 Absatz 1 durchführen. § 15 Ab-
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satz 2 Satz 1 bis 3 und 5 sind anzuwen-
den. Der Standort der Dienstleisterin 
oder des Dienstleisters gilt als ein Stand-
ort der Konzessionsinhaberin oder des 
Konzessionsinhabers. Die Erlaubnis zur 
Nutzung der Räumlichkeiten der Dienst-
leisterin oder des Dienstleisters kann mit 
der Konzession verbunden werden, 
wenn für diese Räumlichkeiten bereits 
eine Zulassung nach Absatz 2 erteilt 
wurde. Die Konzessionsbehörde kann, 
abweichend von den Vorgaben des § 15 
Absatz 2 Satz 7, eine Nutzung der 
Räumlichkeiten der Dienstleisterin oder 
des Dienstleisters durch mehrere Kon-
zessionsinhaberinnen oder Konzessi-
onsinhaber genehmigen, wenn die 
Räumlichkeiten dazu geeignet sind. § 15 
Absatz 3 bis 6 gilt entsprechend.“ 

 

satz 2 Satz 1 bis 3 und 5 sind anzuwen-
den. Der Standort der Dienstleisterin 
oder des Dienstleisters gilt als ein Stand-
ort der Konzessionsinhaberin oder des 
Konzessionsinhabers. Die Erlaubnis zur 
Nutzung der Räumlichkeiten der Dienst-
leisterin oder des Dienstleisters kann mit 
der Konzession verbunden werden, 
wenn für diese Räumlichkeiten bereits 
eine Zulassung nach Absatz 2 erteilt 
wurde. Die Konzessionsbehörde kann, 
abweichend von den Vorgaben des § 15 
Absatz 2 Satz 7, eine Nutzung der 
Räumlichkeiten der Dienstleisterin oder 
des Dienstleisters durch mehrere Kon-
zessionsinhaberinnen oder Konzessi-
onsinhaber genehmigen, wenn die 
Räumlichkeiten dazu geeignet sind. § 15 
Absatz 3 bis 6 gilt entsprechend.“ 

 
6. § 36 Absatz 1 wird wie folgt geändert: 
 

a) In Nummer 12 wird nach der An-
gabe „haben“ die Angabe „oder ent-
gegen der Verpflichtung aus § 5 Ab-
satz 2 den erforderlichen Nachweis 
nicht anfordert“ eingefügt.  

 
b) In Nummer 14 wird nach der An-

gabe „unabhängigen“ die Angabe 
„externen“ eingefügt. 

 
c) In Nummer 27 wird die Angabe 

„oder“ durch ein Komma ersetzt. 
 

d) In Nummer 28 wird der Punkt am 
Ende durch ein Komma ersetzt. 

 
e) Folgende Nummern 29 und 30 wer-

den angefügt: 
 

„29. gegen eine Nebenbestimmung 
der Konzession nach § 3 Absatz 4 
Satz 3 verstößt oder 
30. entgegen § 3 Absatz 5 Satz 1 
Nummer 11 nicht die erforderliche 
Zuverlässigkeit des Personals über-
prüft.“ 

 

 6.   -  u n v e r ä n d e r t  -  
 

7. § 37 Absatz 2 wird wie folgt geändert: 
 

a) Nummer 3 wird wie folgt gefasst: 
 

 7.   -  u n v e r ä n d e r t  -  
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„3. welche Sicherungsmaßnah-
men hinsichtlich des Datenschutzes 
von den für die Glücksspiel- und Fi-
nanzaufsicht tätigen Personen so-
wie von den Beschäftigten und von 
den Besucherinnen und Besuchern 
in der Spielbank im Rahmen des 
§ 14 zu treffen sind,“  

 
b) Nummer 11 wird wie folgt gefasst: 
 

„11. welche Anforderungen an den 
Nachweis des Wohnsitzes oder des 
gewöhnlichen Aufenthalts im Sinne 
des § 5 Absatz 2 zu stellen sind und 
wie die Verfahren zur Einhaltung 
des Geltungsbereichs der Konzes-
sion im Sinne des § 5 näher ausge-
staltet sind,“ 

 
c) In Nummer 12 wird der Punkt am 

Ende durch das Wort „und“ ersetzt. 
 

d) Folgende Nummer 13 wird ange-
fügt: 

 
„13. welche Anforderungen an die 
Zuverlässigkeit der Personen nach 
§ 3 Absatz 5 Satz 1 Nummer 11 zu 
stellen sind und wie die Verpflich-
tung der Konzessionsinhaberin 
oder des Konzessionsinhabers zur 
Prüfung der Zuverlässigkeit umzu-
setzen ist.“ 

 
Artikel 2 

 
Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkün-
dung in Kraft.  
 

 Artikel 2 
 

-  u n v e r ä n d e r t  -  
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Bericht 
 
A Allgemeines 
 
Der Gesetzentwurf, Drucksache 18/18505, wurde durch das Plenum am 6. Mai 2026 nach der 
1. Lesung zur federführenden Beratung an den Innenausschuss sowie an den Hauptaus-
schuss und den Haushalts- und Finanzausschuss zur Mitberatung überwiesen.  
 
In dem Online-Casinospiel Gesetz NRW werden die Verordnungsermächtigungen und die Re-
gelungen zu den Ordnungswidrigkeiten präzisiert. Außerdem werden die Regelungen für die 
Live-Übertragungen aus anderen Räumen dahingehend angepasst, dass - wie in anderen 
Staaten auch - mehrere Konzessionsinhaberinnen und -inhaber die Räumlichkeiten einer 
Dienstleisterin oder eines Dienstleisters nutzen können, wenn bestimmte Voraussetzungen 
erfüllt sind. 
 
B Beratung 
 
Der Innenausschuss hat den Gesetzentwurf in seinen Sitzungen am 21. Mai 2026 sowie am 
9. Juli 2026 beraten. In der Sitzung am 9. Juli 2026 wurde auch die abschließende Beratung 
und Abstimmung durchgeführt. Es wurde keine Anhörung zu diesem Gesetzentwurf durchge-
führt.  
 
Zu dem Tagesordnungspunkt hat es keine Wortmeldungen gegeben. 
 
Der mitberatende Haushalts- und Finanzausschuss votierte in seiner Sitzung am 9. Juni 2026 
mit den Stimmen der Fraktionen der CDU, SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, FDP und AfD 
einstimmig dafür, zum Gesetzentwurf, Drucksache 18/18505, kein Votum abzugeben. 
 
Der mitberatende Hauptausschuss votierte in seiner Sitzung am 9. Juli 2026 mit den Stimmen 
der Fraktionen der CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, FDP und AfD, bei Enthaltung der Frak-
tion der SPD, für eine veränderte Annahme des Gesetzentwurfs, Drucksache 18/18505, unter 
Berücksichtigung des Änderungsantrags der Fraktion der CDU und der Fraktion der BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN, Drucksache 18/20437. 
 
Zur abschließenden Beratung und Abstimmung im federführenden Innenausschuss lag ein 
Änderungsantrag der Fraktion der CDU und der Fraktion der BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN vor. 
Dieser Änderungsantrag wurde als Drucksache 18/20437 veröffentlicht. 
 
Dieser Änderungsantrag wurde im federführenden Innenausschuss am 9. Juli 2026 mit den 
Stimmen der Fraktionen der CDU, SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, FDP und AfD einstimmig 
angenommen. 
 
Über den so geänderten Gesetzentwurf, Drucksache 18/18505, wurde im federführenden In-
nenausschuss ebenfalls am 9. Juli 2026 abgestimmt.  
Bei der Abstimmung wurde dieser mit den Stimmen der Fraktionen der CDU, BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN, FDP und AfD, bei Enthaltung der Fraktion der SPD, angenommen. 
 
C Ergebnis 
 
Der federführende Innenausschuss empfiehlt, den Gesetzentwurf, Drucksache 18/18505, in 
der Fassung seiner Beschlüsse anzunehmen. 
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